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TOP Steuerberater 2021
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2021 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

inhalt

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Mai 2022
Der Bundesfinanzhof hat dem Europäi- 
schen Gerichtshof vor einiger Zeit die  
Frage vorgelegt, ob der Organträger (so  
wie es das deutsche Umsatzsteuergesetz 
vorsieht) oder vielmehr der Organkreis bei 
einer umsatzsteuerlichen Organschaft die 
Umsatzsteuer schuldet. Inzwischen liegen 
die Schlussanträge der Generalanwältin 
vor. Sollte der Europäische Gerichtshof  
der darin ausgeführten Sichtweise folgen, 
könnte dies immense Auswirkungen für 
den deutschen Fiskus haben. Daher ist  
zu empfehlen, etwaige Umsatzsteuer- 
Festsetzungen vorerst offenzuhalten.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf 
folgende Aspekte hinzuweisen: Kann der 
Arbeitnehmer einen Firmenwagen dauer-
haft für Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte nutzen, ist die  
0,03 %-Regelung auch für Kalender- 

monate anzuwenden, in denen das Fahr-
zeug nicht für derartige Fahrten genutzt 
wurde. Dies ist gerade in Homeoffice- 
Zeiten alles andere als optimal. Doch jetzt 
gibt es eine erfreuliche Kehrtwende des 
Bundesfinanzministeriums. Danach kann 
der Arbeitgeber rückwirkend eine Einzel
bewertung vornehmen.

Die Spitzenorganisationen der Sozialver
sicherung haben neue Anforderungen an 
das Zusätzlichkeitserfordernis für bei-
tragsfreie Arbeitgeberleistungen fest
gelegt. Da sie sich dabei an dem Steuer-
recht orientiert haben, ist die Sichtweise 
nun restriktiver als bisher.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für Mai 2022. 

Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer 
muss für die Tätigkeit  
nicht erforderlich sein
Ein Abzug von Aufwendungen für ein  
häusliches Arbeitszimmer setzt nicht 
voraus, dass das Arbeitszimmer für die 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen erforder- 
lich ist. 

Für den Abzug genügt es, wenn der Raum 
ausschließlich oder nahezu ausschließ- 
lich für betriebliche/berufliche Zwecke 
genutzt wird. 

Diese Entscheidung des Bundesfinanz- 
hofs zu Aufwendungen für ein häus- 
liches Arbeitszimmer einer Flugbegleiterin  
wurde nachträglich zur amtlichen Ver- 
öffentlichung bestimmt. 

(BFH-Urteil vom 3.4.2019, Az. VI R 46/17;  
BFH-PM Nr. 13/22 vom 24.3.2022).

Für alle Steuerpflichtigen

Keine Spekulationssteuer:  
Gewinn aus dem Verkauf eines selbst bewohnten Gartenhauses
Wird ein Gebäude innerhalb der 10-jährigen 
Spekulationsfrist mit Gewinn verkauft, 
unterliegt es nicht der Einkommensteuer, 
wenn es zuvor zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wurde. 

Nach einer Entscheidung des Bundes
finanzhofs gilt diese gesetzliche Privilegie-
rung auch für ein Grundstück mit einem 
(voll erschlossenen) Gartenhaus, das 
baurechtswidrig dauerhaft bewohnt wurde.

Sachverhalt 

Im Streitfall veräußerte der Steuerpflichtige 
innerhalb der Zehnjahresfrist Grundstücke, 
die in einem Kleingartengelände lagen  
und auf denen sich ein von ihm selbst 
bewohntes Gartenhaus befand. 

Die Errichtung des Gartenhauses war dem 
früheren Eigentümer nur unter der Auflage 
genehmigt worden, dass das Gebäude nicht  
zum dauernden Aufenthalt von Personen 
genutzt werden darf. 

Das Finanzamt unterwarf den Veräuße-
rungsgewinn – ebenso wie das Finanz
gericht München – der Einkommensteuer. 

Der Bundesfinanzhof sah das aber nun 
anders. Eine „Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken“ setzt u. a. voraus, dass  
eine Immobilie tatsächlich zum Bewohnen 
dauerhaft geeignet ist, was vor allem die 
Beschaffenheit des Gebäudes betrifft.  
Dabei kann auch eine baurechtswidrige 
Nutzung begünstigt sein. 

Beachten Sie: Bei seiner Entscheidung  
hat sich der Bundesfinanzhof maßgebend 
von Sinn und Zweck der Privilegierung  
leiten lassen: Die Norm dient der Verhin
derung der ungerechtfertigten Besteuerung 
eines Veräußerungsgewinns bei einer 
Wohnsitzaufgabe, also beispielsweise 
wegen eines Arbeitsplatzwechsels. 

Und dieser Gesetzeszweck ist bei bau
rechtswidriger Nutzung von Wohneigentum 
ebenso erfüllt wie bei einer mit dem  
Baurecht übereinstimmenden Nutzung.

Quelle: BFH-Urteil vom 26.10.2021,  
Az. IX R 5/21, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 228131;  
BFH-PM Nr. 10/22 vom 17.3.2022

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen:  
Berechnungen eines Statikers sind nicht begünstigt
Für die Leistung eines Statikers (im  
Streitfall: statische Berechnung) kann  
eine Steuerermäßigung nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs auch dann nicht gewährt 
werden, wenn diese für die Durchführung 
einer begünstigten Handwerkerleistung 
erforderlich war.

Hintergrund

Für die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen erhalten Steuerpflichtige eine 
Steuerermäßigung in Höhe von 20 % der 
Aufwendungen (nur Lohnkosten), höchs- 
tens jedoch 1.200 EUR im Jahr.

Sachverhalt 

Ein Handwerksbetrieb wurde mit dem 
Austausch schadhafter Dachstützen be
auftragt. Nach Einschätzung des Hand-
werksbetriebs war für die fachgerechte 
Ausführung dieser Arbeiten zunächst eine 
statische Berechnung erforderlich, die 
sodann auch von einem Statiker durch
geführt wurde. 

Neben der – unstreitigen – Steuerermäßi-
gung für die Handwerkerleistung (Dach
stützenaustausch) beantragten die Steuer-
pflichtigen diese auch für die Leistung des 
Statikers. 

Doch dies lehnte der Bundesfinanzhof  
ab und hob die anderslautende Ent- 
scheidung des Finanzgerichts Baden- 
Württemberg auf.

Die Steuerermäßigung kann nicht  
gewährt werden, da ein Statiker grund
sätzlich nicht handwerklich tätig ist. 

Er erbringt ausschließlich Leistungen  
im Bereich der Planung und rechnerischen 
Überprüfung von Bauwerken. 

Die Steuerermäßigung kann (so der  
Bundesfinanzhof) auch nicht auf die 
erforderliche statische Berechnung für  
die Durchführung der Handwerker- 
leistungen gestützt werden. 

Denn die Leistungen des Handwerkers  
und diejenige des Statikers sind für die 
Gewährung der Steuerermäßigung ge- 
trennt zu betrachten. Allein die sachliche 
Verzahnung beider Gewerke führt nicht  
zu einer Umqualifizierung der statischen 
Berechnung in eine Handwerksleistung. 

Quelle: BFH-Urteil vom 4.11.2021,  
Az. VI R 29/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 227809;  
BFH-PM Nr. 6/22 vom 3.3.2022

Für Vermieter

Steuerfolgen bei Übertragung 
eines Vermietungsobjekts  
gegen Versorgungsleistungen
Übertragen Eltern ihren Kindern private 
Vermietungsobjekte gegen Versorgungs-
leistungen, stellt sich u. a. die Frage,  
in welchem Umfang die gezahlten Ver
sorgungsleistungen abzugsfähig sind. 

In einer aktuellen Entscheidung hat sich 
nun der Bundesfinanzhof mit diesem 
Thema beschäftigt.

Bei einer Vermögensübertragung gegen 
Versorgungsleistungen können die Ver
sorgungsleistungen beim Zahlenden  
als Sonderausgaben abzugsfähig sein.  
Der Empfänger muss die Zahlungen als 
sonstige Einkünfte versteuern. 

Dies gilt (wie der Bundesfinanzhof nun 
klarstellte) bei Übertragungen nach dem 
31.12.2007 aber nur für Vermögen, das in 
§ 10 Abs. 1a Nr. 2 Einkommensteuergesetz 
(EStG) abschließend aufgezählt ist. 

Danach gilt eine Begünstigung nur für 
Versorgungsleistungen im Zusammenhang 
mit der Übertragung von Mitunternehme-
ranteilen, (Teil-)Betrieben und bestimmten 
GmbH-Anteilen. Demzufolge ist insbe
sondere die Übertragung von Immobilien-
vermögen nicht begünstigt.

[Fortsetzung auf Seite 3]
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Wird nicht begünstigtes Vermögen (im 
Streitfall ein vermietetes Mehrfamilien- 
haus) übertragen, liegt eine entgeltliche 
oder teilentgeltliche Übertragung vor.  
Ein rein unentgeltlicher Vorgang ist nicht 
gegeben. 

Beachten Sie: Ob es sich um einen voll- 
oder um einen teilentgeltlichen Vorgang 
handelt, hängt davon ab, ob sich Leistung 
und Gegenleistung einander gleichwertig 
gegenüberstehen.

 
Wird die Immobilie weiter vermietet,  
führen die wiederkehrenden Leistungen  
des Übernehmers 

· �in Höhe ihres Barwerts zu Anschaf- 
fungskosten (Werbungskosten über  
die Gebäude-Abschreibung) und

· �in Höhe ihres Zinsanteils zu sofort 
abziehbaren Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver
pachtung.

 
Der Übergeber der Immobilie muss den 
Ertragsanteil als sonstige Einkünfte ver-
steuern. Sofern die Veräußerung innerhalb 
der Zehnjahresfrist des § 23 EStG erfolgt, 
kommt auf ihn ggf. auch noch die Besteue-
rung eines privaten Veräußerungsgewinns 
zu. 

Quelle: BFH-Urteil vom 29.9.2021,  
Az. IX R 11/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 226774

Für Unternehmer

Voraussetzungen für einen steuerfreien Sanierungsertrag
Eine unternehmensbezogene Sanierung 
liegt nach § 3a Einkommensteuergesetz 
(EStG) vor, wenn der Steuerpflichtige für  
den Zeitpunkt des Schuldenerlasses die 
Sanierungsbedürftigkeit und die Sanie-
rungsfähigkeit des Unternehmens, die 
Sanierungseignung des betrieblich be
gründeten Schuldenerlasses und die 
Sanierungsabsicht der Gläubiger nachweist.

Mit diesen Voraussetzungen hat sich jüngst 
das Finanzgericht Münster befasst.

Hintergrund: Nach § 3a EStG sind Betriebs-
vermögensmehrungen oder Betriebsein-
nahmen aus einem Schuldenerlass zum 
Zwecke einer unternehmensbezogenen 
Sanierung steuerfrei.

Sanierungsbedürftig ist ein Unternehmen, 
wenn es ohne die Sanierung nicht fortge-
führt werden kann. Die Beurteilung erfolgt 
auf Basis der Ertrags- und Finanzlage, des 
Verhältnisses der liquiden Mittel zur Höhe 
der Schuldenlast und der Gesamtleistungs-
fähigkeit des Unternehmens. 

Beachten Sie: Sanierungsbedürftigkeit liegt 
jedenfalls bei einem Insolvenzantragsgrund 
vor. Sanierungsfähigkeit/-eignung ist gege-
ben, wenn das Überleben des Unterneh-
mens durch den Schuldenerlass und ggf. 
weitere Sanierungsmaßnahmen bei objek
tiver Beurteilung gesichert ist. Sanierungs-
absicht wird vermutet, wenn der Schuldner 
sanierungsbedürftig ist und der Erlass 
geeignet war, die Sanierung herbeizuführen.

Quelle: FG Münster, Beschluss vom 
7.2.2022, Az. 9 V 2784/21 F,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 228244

Für Unternehmer

Umsatzsteuerliche Organschaft: Festsetzungen sollten offengehalten werden!
Der Bundesfinanzhof hat dem Europäi-
schen Gerichtshof vor einiger Zeit u. a.  
die Frage vorgelegt, wer bei einer umsatz-
steuerlichen Organschaft die Umsatzsteuer 
schuldet. Ist es – wie es das deutsche 
Umsatzsteuergesetz (UStG) vorsieht –  
der Organträger oder vielmehr der Organ
kreis (also die Mehrwertsteuergruppe)? 
Inzwischen liegen die Schlussanträge der 
Generalanwältin vor. 

Sollte der Europäische Gerichtshof der 
darin ausgeführten Sichtweise folgen, 
könnte dies immense Auswirkungen für 
den deutschen Fiskus haben.

Hintergrund

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wird die gewerb-
liche oder berufliche Tätigkeit nicht selbst-
ständig ausgeübt, wenn eine juristische 
Person nach dem Gesamtbild der tatsäch
lichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch in das Unternehmen 
des Organträgers eingegliedert ist (Organ-
schaft). 

Die Wirkungen der Organschaft sind auf 
Innenleistungen zwischen den im Inland 
gelegenen Unternehmensteilen beschränkt. 
Diese Unternehmensteile sind als ein 
Unternehmen zu behandeln. 

Die umsatzsteuerrechtliche Organschaft 
führt also zu einer Zusammenfassung 
mehrerer Unternehmen zu einem Steuer-
pflichtigen. Demzufolge werden Leistungs-
beziehungen zwischen diesen Unterneh-
men nicht mehr besteuert. Der Organträger 
ist Steuerschuldner auch für die Umsätze, 
die andere eingegliederte Organgesell-
schaften gegenüber Dritten ausführen.

Die Generalanwältin Laila Medina hält die 
deutsche Regelung im Grundsatz für nicht 
EU-rechtskonform. Ihrer Ansicht nach ist 
die EU-Regelung dahin auszulegen, dass 
sie der Regelung eines Mitgliedstaats 
entgegensteht, die nur das die Gruppe 
beherrschende Mitglied (Organträger) unter 
Ausschluss der übrigen Mitglieder der 
Gruppe als Vertreter der Mehrwertsteuer-
gruppe und als Steuerpflichtigen dieser 
Gruppe bestimmt.

Beachten Sie: Im Gegensatz zum deutschen 
Recht hält die Generalanwältin auch steu-
erpflichtige Umsätze zwischen den Grup-
penmitgliedern für möglich. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof  
aber bisher anders gesehen. Wie bereits 
erwähnt, handelt es sich vorerst „nur“  
um Schlussanträge. Abzuwarten bleiben 
also die Entscheidungen des Europäischen 

Gerichtshofs und die Folgeentscheidun- 
gen des Bundesfinanzhofs.

Sofern hier der Sichtweise der General
anwältin gefolgt wird, ist nicht mehr der 
Organträger Steuerschuldner für die 
Umsätze der Organschaft. Insofern dürften 
die gegen den Organträger erlassenen 
Umsatzsteuer-Bescheide rechtswidrig  
sein. Daher steht im Raum, dass die an  
das Finanzamt abgeführte Umsatzsteuer 
zurückverlangt werden kann, wenn dies 
verfahrensrechtlich noch möglich ist.  
Es ist jedoch ebenfalls vorstellbar, dass 
letztlich „kreative Lösungen“ gefunden 
werden, um einen fiskalischen Totalaus- 
fall zu vermeiden.

Beachten Sie: Grundsätzlich (unter Aus-
blendung des Einzelfalls) ist zu empfehlen, 
etwaige Umsatzsteuer-Festsetzungen 
vorerst offenzuhalten.

Quelle: Schlussanträge der General
anwältin Laila Medina vom 13.1.2022,  
Rs. C‑141/20; BFH, Beschluss vom 
11.12.2019, Az. XI R 16/18, EuGH,  
Rs. C-141/20; Schlussanträge der General
anwältin Laila Medina vom 27.1.2022,  
Rs. C‑269/20; BFH, Beschluss vom 
7.5.2020, Az. V R 40/19, EuGH, Rs. C-269/20

[Fortsetzung von Seite 2]
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Für Arbeitgeber

Beitragsfreie Entgeltumwandlungen  
in der Sozialversicherung  deutlich erschwert
Die Spitzenorganisationen der Sozialver
sicherung haben neue Anforderungen an das 
Zusätzlichkeitserfordernis für beitragsfreie 
Arbeitgeberleistungen festgelegt.  
Da sie sich dabei an dem Steuerrecht orien-
tiert haben, ist die Sichtweise nun restriktiver 
als bisher. Die geänderte Auffassung gilt 
(auch in Bestandsfällen) spätestens für 
Entgeltabrechnungszeiträume ab dem 
1.1.2022. Nach § 1 der Sozialversicherungs-
entgeltverordnung (SvEV) zählen bestimmte 
Einnahmen, Beiträge und Zuwendungen nicht 
zum Arbeitsentgelt, wenn sie zusätzlich zu 
den Löhnen oder Gehältern gewährt werden. 
Für die Steuerfreiheit oder Pauschalbesteue-
rung bestimmter Zuwendungen sieht bereits 
das Steuerrecht das Zusätzlichkeitserforder-
nis vor (z. B. für Kindergartenzuschüsse).

Bislang wurde angenommen, dass im Sozial-
versicherungsrecht eine Entgeltumwandlung 
dann zur Beitragsfreiheit der daraus resultie-
renden Arbeitgeberleistung führt, wenn der 
Verzicht ernsthaft gewollt und nicht nur 
vorübergehend sowie auf künftig fällig 
werdende Arbeitsentgeltbestandteile gerich-
tet und arbeitsrechtlich zulässig ist. Im 
Steuerrecht hingegen kann das Zusätzlich-
keitserfordernis grundsätzlich nicht durch 
Entgeltumwandlungen erfüllt werden.

Ein Urteil des Bundessozialgerichts aus 2021 
stand dieser Handhabung jedoch entgegen, 
sodass sich die Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung auf ein neues beitrags-
rechtliches Zusätzlichkeitserfordernis ver-
ständigen mussten. Danach sind nun grund-
sätzlich die Kriterien des steuerlichen 

Zusätzlichkeitserfordernisses nach  
§ 8 Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EStG) in 
Ansatz zu bringen. Hiernach werden Leistun-
gen des Arbeitgebers oder auf seine Veran-
lassung eines Dritten (Sachbezüge oder 
Zuschüsse) für eine Beschäftigung nur dann 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn erbracht, wenn

· �die Leistung nicht auf den Anspruch auf 
Arbeitslohn angerechnet,

· �der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zuguns-
ten der Leistung herabgesetzt,

· �die verwendungs- oder zweckgebundene 
Leistung nicht anstelle einer bereits verein-
barten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns 
gewährt und

· �bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn 
nicht erhöht wird.

Die steuerlichen Kriterien sind auch dann zu 
prüfen, wenn allein das Beitragsrecht der 
Sozialversicherung - nicht aber das Steuer-
recht – für bestimmte Tatbestände ein 
Zusätzlichkeitserfordernis verlangt. Bei 
Entgeltumwandlungen im Sinne eines vorhe-
rigen Entgeltverzichts und daraus resultie-
renden neuen Zuwendungen des Arbeitge-
bers ist daher regelmäßig davon auszugehen, 
dass es an der Zusätzlichkeit der neuen 
Zuwendungen fehlt.

Quelle: Besprechung des GKV-Spitzen
verbandes, der Deutschen Rentenver
sicherung Bund und der Bundesagentur  
für Arbeit über Fragen des gemeinsamen 
Beitragseinzugs am 11.11.2021,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227946

Für Arbeitgeber

Erstattung von Parkgebühren 
an Arbeitnehmer  
führt zu Arbeitslohn
Die Erstattung von Parkgebühren an 
Arbeitnehmer führt bei diesen zu Arbeits-
lohn, wenn die Kosten bereits mit der 
Entfernungspauschale abgegolten sind.  
So lautet eine rechtskräftige Entscheidung 
des Finanzgerichts Niedersachsen. Auch 
wenn die Erstattung von Parkkosten bei 
fehlenden kostenlosen Parkmöglichkeiten 
ein pünktliches Erscheinen der Beschäf-
tigten am Arbeitsplatz und damit einen 
reibungslosen Betriebsablauf begünstigen, 
so erfolgt die Übernahme der Parkkosten 
dennoch nicht im überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitgebers.

Arbeitgeber hätte  
die Parkplätze anmieten müssen

Eine andere Beurteilung hätte der Arbeit-
geber (im Streitfall eine Krankenhausge-
sellschaft) erreichen können, wenn er 
selbst auf dem Parkplatz Stellplätze 
angemietet und diese den Arbeitnehmern 
ohne konkrete Zuordnung allgemein 
kostenfrei zur Verfügung gestellt hätte. 
Denn die allgemein eingeräumte Möglich-
keit, auf einem Firmenparkplatz einen der 
jeweils freien Parkplätze zu nutzen, führt 
im Gegensatz zu einer konkreten Geldzah-
lung nicht zu einem konkretisierbaren 
geldwerten Vorteil.

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 
27.10.2021, Az. 14 K 239/18, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 228010

Für Arbeitgeber

Firmenwagen: Wechsel der Bewertungsmethode auch rückwirkend möglich
Kann der Arbeitnehmer einen Firmenwa-
gen dauerhaft für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte nutzen,  
ist die 0,03 %-Regelung auch für Kalender-
monate anzuwenden, in denen das Fahr-
zeug nicht für derartige Fahrten genutzt 
wurde. Dies ist gerade in Homeoffice-
Zeiten alles andere als optimal.  Doch  
jetzt gibt es eine erfreuliche Kehrtwende 
des Bundesfinanzministeriums. 

Danach kann der Arbeitgeber rückwirkend 
eine Einzelbewertung vornehmen. Wird der 
geldwerte Vorteil nach der 1 %-Regelung 
ermittelt, müssen Arbeitnehmer zusätz- 
lich monatlich 0,03 % des Listenpreises  
für jeden Entfernungskilometer versteuern, 
wenn der Dienstwagen auch für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte überlassen wird. Wird der Pkw aber 
monatlich an weniger als 15 Tagen für 
diese Fahrten genutzt, können sie die 
Einzelbewertung wählen. Sie müssen dann 

pro Fahrt nur 0,002 % des Listenpreises  
pro Entfernungskilometer versteuern.

Beachten Sie: Hat der Arbeitgeber mit 
Wirkung für die Zukunft kein Nutzungsver-
bot ausgesprochen, dann ist der pauschale 
Nutzungswert auch anzusetzen, wenn 
aufgrund arbeitsvertraglicher Vereinbarung 
oder anderer Umstände Fahrten zur ersten 
Tätigkeitsstätte nicht arbeitstäglich anfallen 
(z. B. aufgrund Teilzeitvereinbarung, Home
office, Dienstreisen, Kurzarbeit, Auslands-
aufenthalt). Es bleibt zwar dabei, dass die 
Methode während des Kalenderjahres  
nicht gewechselt werden darf. Neu ist 
allerdings folgender Passus im Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums: „Eine 
rückwirkende Änderung des Lohnsteuer
abzugs (Wechsel von der 0,03 %-Regelung 
zur Einzelbewertung oder umgekehrt für 
das gesamte Kalenderjahr) ist im laufenden 
Kalenderjahr und vor Übermittlung oder 
Ausschreibung der Lohnsteuerbescheini-

gung jedoch grundsätzlich im Rahmen des 
§ 41c Einkommensteuergesetz möglich.“

Beachten Sie: Diese neue Sichtweise gilt 
nun auch für einen Wechsel von der pau-
schalen Nutzungswertmethode zur Fahr-
tenbuchmethode oder umgekehrt für das 
gesamte Kalenderjahr.

Praxistipp: Es bleibt selbstverständlich 
dabei, dass Arbeitnehmer bei ihrer Ein-
kommensteuerveranlagung nicht an eine 
im Lohnsteuerabzugsverfahren ange
wandte 0,03 %-Regelung gebunden sind. 
Sie können für das gesamte Jahr zur 
Einzelbewertung wechseln. 

Auch ein Wechsel zur Fahrtenbuchmethode 
ist zulässig, sofern ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch ganzjährig geführt wurde.

Quelle: BMF-Schreiben vom 3.3.2022,  
Az. IV C 5 - S 2334/21/10004 :001,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 228043
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Arbeitsrecht

Jobrad: Weg zur Wartung kann unfallversichert sein
Ein Arbeitnehmer ist unfallversichert,  
wenn er ein Fahrrad, das sein Arbeitgeber 
für ihn geleast hat, außerhalb seiner 
eigentlichen Arbeitszeit, aber in Erfüllung 
einer vertraglichen Pflicht und mit be-
stimmten Vorgaben des Arbeitgebers  
zu einer alljährlichen Inspektion in eine 
Vertragswerkstatt bringt. Das entschied 
das Landessozialgericht (LSG) Baden- 
Württemberg und gab der verunfallten 
Arbeitnehmerin recht.

Die Arbeitnehmerin ließ das ihr zur Ver
fügung gestellte E-Bike warten. Zur 
Abholung ging sie nach der Arbeit zu  
Fuß von ihrer Arbeitsstätte zur Werkstatt. 
Dort übernahm sie das Rad und fuhr  
damit in Richtung ihrer Wohnung los.  
Noch in derselben Straße, an der auch die 
Werkstatt liegt, öffnete der Fahrer eines  
am Straßenrand parkenden Pkw die  

Autotür, ohne auf den Verkehr zu achten, 
woraufhin die Klägerin gegen die Tür stieß 
und stürzte. Sie wurde mit dem Rettungs-
wagen in die Klinik gebracht und dort  
drei Tage stationär behandelt. Der weitere 
Heilungsverlauf gestaltete sich schwierig.

Die Klägerin absolvierte eine mehrfach 
verlängerte stationäre Rehabilitation.  
Ihre unfallbedingte Arbeitsunfähigkeit 
dauerte rund acht Monate. Nach dem 
letzten aktenkundigen medizinischen 
Befundbericht war die Klägerin weiter- 
hin nur mit Unterarmgehstützen mobil,  
die Streckung und Beugung des linken 
Knies waren erheblich verringert; auch  
die Beweglichkeit des linken (oberen) 
Sprunggelenks war eingeschränkt.

Die Versicherung lehnte es ab, einen 
Arbeitsunfall anzuerkennen. Hierauf klagte 

die Arbeitnehmerin und erhielt vom LSG 
Recht. Das Gericht stellte fest: Überbürdet 
der Arbeitgeber im Rahmen eines Job-
rad-Modells eine spezifische Pflicht zur 
alljährlichen Wartung des von ihm ge
leasten Rades seinen Beschäftigten durch 
vorformulierte Vertragsklauseln und macht 
er diesen konkrete Vorgaben hierfür, ist  
die Wartung eine versicherte dienstliche 
Tätigkeit. Verunglückt der Beschäftigte auf 
dem Weg von einer solchen Jahreswartung 
seines Fahrrads nach Hause, liegt ein 
versicherter Wegeunfall vor.

Das LSG hat die Revision zugelassen.  
Die Rechtsfrage, um die es hier ging, habe 
grundsätzliche Bedeutung.

Quelle: LSG Baden-Württemberg,  
Urteil vom 21.10.2021, L 1 U 779/21,  
Abruf-Nr. 227027 unter www.iww.de

Arbeitsrecht

Homeoffice: Keine fristlose Kündigung bei Mitnahme des Bürostuhls
Wenn der Arbeitgeber dem Homeoffice 
generell Vorrang vor Präsenz einräumt,  
die dafür erforderliche Ausstattung aber 
nicht so schnell besorgen kann, kann er 
den Arbeitnehmer nicht sofort fristlos 
entlassen, wenn dieser den Bürostuhl mit 
nach Hause nimmt. Zu diesem Ergebnis 
kam das Arbeitsgericht (ArbG) Köln.

Der Arbeitnehmer wandte sich mit seiner 
Klage gegen die Beendigung seines 
Arbeitsverhältnisses u. a. durch eine 
außerordentliche Kündigung. 

Der Arbeitgeber begründete die Kündi- 
gung mit der rechtswidrigen Mitnahme 
eines Bürostuhls.

Das ArbG gab der Kündigungsschutzklage 
statt. Die unabgesprochene Mitnahme  
von Eigentum des Arbeitgebers nach  
Hause sei zwar eine Pflichtverletzung,  
die an sich eine Kündigung begründen 
könne. In der konkreten Situation reiche  
die Mitnahme des Bürostuhls aber nicht 
aus, um die außerordentliche Kündigung  
zu rechtfertigen. 

Der Arbeitgeber habe der Tätigkeit im 
Homeoffice kurz vor Ostern 2020 generell 
Vorrang vor der Präsenztätigkeit im Büro 
eingeräumt, die dafür notwendige Aus
stattung so kurzfristig aber nicht zur 
Verfügung gestellt.

Quelle: ArbG Köln, Urteil vom 18.1.2022,  
16 Ca 4198/21, Abruf-Nr. 227593  
unter www.iww.de

Erbrecht

Erbausschlagung: Unterzeichnetes Sparkassenformular keine Erbschaftsannahme
Nach dem Tod des Erblassers unterzeich-
neten gesetzliche Erben bei einer Spar
kasse ein mit „Nachlassverfügung mit 
Haftungserklärung“ überschriebenes 
Formular. Später schlugen die Erben die 
Erbschaft aus. Fraglich war, ob die Erben 
mit dem Unterzeichnen des Formulars  
die Erbschaft bereits stillschweigend 
angenommen hatten, sodass sie nicht 
mehr hätten ausschlagen können. Das 
Oberlandesgericht (OLG) München sieht in 
der Unterzeichnung des Formulars keine 
schlüssig erklärte Annahme der Erbschaft.

Das OLG: Die „Nachlassverfügung“ dient 
der Haftungsfreistellung der Bank für den 
Fall, dass sich etwaige Auszahlungen ohne 
Vorlage eines Erbscheins im Nachhinein 
als Leistungen an Nichtberechtigte erwei-
sen. Sie diene somit vorrangig dem Siche-
rungsinteresse der Bank. Die Annahme 
einer Erbschaft durch schlüssiges Verhal-
ten setzt eine nach außen erkennbare 

Handlung voraus, aus der der Schluss zu 
ziehen ist, der Erbe habe sich zur endgül
tigen Übernahme des Nachlasses ent-
schieden. Im Hinblick darauf, dass die 
Annahme ohnehin spätestens mit Ablauf 
der Ausschlagungsfrist eintritt und diese 
im Regelfall relativ kurz bemessen ist, 
vertritt die herrschende Meinung die 
Auffassung, dass die Annahme der Erb-
schaft durch schlüssiges Verhalten im 
Zweifel nur zurückhaltend zu bejahen sein 
sollte. Dies gelte schon deshalb, weil auch 
dem vorläufigen Erben, der sein Ausschla-
gungsrecht noch nicht verlieren möchte, 
die Verwaltung des Nachlasses zusteht.

Hier war noch die Besonderheit, dass das 
Formular um die Formulierung ergänzt 
war: „Derzeit ist keine Übertragung ge-
wünscht, diese erfolgt nach Vorlage des 
Erbscheins. Lediglich das Girokonto Nr. … 
wird wieder für den Zahlungsverkehr 
freigeschaltet.“ Daraus schloss das OLG, 

dass die Unterzeichner gerade nicht auf 
das Vermögen des Erblassers uneinge-
schränkt zugreifen wollten. Allein das 
Girokonto sollte für den Zahlungsverkehr 
freigeschaltet werden. Diese Maßnahme 
dient aber allein der Verwaltung des 
Nachlasses, die auch dem nur vorläufigen 
Erben zusteht.

Weiter wollten die Unterzeichner Auskunft 
über Bestand und Umfang der Konten des 
Erblassers erlangen. Eine solche Maß
nahme stellt nicht bereits eine schlüssige 
Annahme der Erbschaft dar, sondern dient 
der Abklärung der Entscheidung über die 
Annahme der Erbschaft wie auch dazu, 
diese Entscheidung auf eine hinreichend 
gesicherte Tatsachengrundlage zu stellen.

Quelle: OLG München,  
Beschlüsse vom 22.12.2021,  
31 Wx 487/19, 31 Wx 488/19,  
Abruf-Nr. 226997 unter www.iww.de
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Juni 2022

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.6.2022 
ESt, KSt = 10.6.2022 
 
Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.6.2022 
ESt, KSt = 13.6.2022 
 
Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 6/2022 = 28.6.2022

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/21 8/21 11/21 3/22
+ 2,0 % + 3,4 % + 6,0 % + 7,6 %

Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht

Finanzskandal: Anleger von Wirecard:  
Kein Schadenersatzanspruch gegen  
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Das Landgericht (LG) Frankfurt am Main  
hat in vier Verfahren die Klagen von An
legern der Wirecard-Aktien gegen die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) abgewiesen.

Die Kläger hatten sich vor dem sog. 
Wirecard-Skandal als Aktionäre an der 
Wirecard-AG beteiligt. Infolge der Insolvenz 
des Unternehmens im Juni 2020 erlitten  
sie erhebliche Verluste. Die Kläger haben 
nun von der BaFin Schadenersatz in  
unterschiedlicher Höhe von rund 3.000  
bis rund 60.000 Euro verlangt. Sie sind  
der Meinung, die beklagte BaFin habe die 
Marktmanipulationen von Wirecard nicht 
verhindert und die Öffentlichkeit nicht 
ausreichend informiert. Hinweisen auf 
Gesetzesverstöße der Wirecard AG sei die 
Behörde nicht ausreichend nachgegangen.

Das LG stellt fest: Schadenersatzsprüche 
von Anlegern gegen die BaFin im Wirecard- 
Skandal bestehen nicht. Nach den aus-
drücklichen gesetzlichen Vorschriften 
nehme die BaFin ihre Aufgaben und Be
fugnisse ausschließlich im öffentlichen 
Interesse wahr, nicht aber im Interesse 
einzelner Anleger. Eine etwaige Verletzung 
von Amtspflichten der BaFin kann des
wegen nicht zu einer Ersatzpflicht gegen-
über einem geschädigten Anleger führen. 
Es besteht kein sogenannter Drittschutz.

Die Urteile sind nicht rechtskräftig,  
können also angefochten werden.

Quelle: LG Frankfurt am Main,  
Urteile vom 19.1.2022, 2-04 O 65/21,  
2-04 O 531/20, 2-04 O 561/20,  
2-04 O 563/20, PM vom 19.1.2022


